
 

 

1. Einleitung 

Das österreichische Energiesystem sieht sich mit zwei wesentlichen Herausforderungen 

konfrontiert: Einerseits gilt es, den raschen Ausstieg aus fossilen Brennstoffen zu bewältigen, 

um den Klimawandel zu bekämpfen. Andererseits müssen Ungerechtigkeiten im Zugang zu 

Energiedienstleistungen abgebaut werden, da sich diese durch die Energiekrise weiter 

verschärft haben (Appel et al., 2023). Die letzten Jahre haben jedoch gezeigt, dass diese 

Herausforderungen nicht allein durch den Ausbau erneuerbarer Energien und das Vertrauen auf 

marktbasierte Lösungen bewältigt werden können (Vogel et al., 2021). Ein entschlossener 

Ausstieg aus fossilen Energieträgern, ein Übergang von einer gewinnorientierten zu einer 

nachfrageorientierten Energieerzeugung, sowie eine Stärkung der demokratischen Kontrolle 

über Energieinvestitionen und -verteilung sind unabdingbar. 

Um die genannten Ziele zu erreichen, wird in diesem Forschungspapier die Vergesellschaftung 

großer Teile des österreichischen Energiesektors, insbesondere in den Bereichen Erzeugung 

und Verteilung, untersucht. Drei zentrale Maßnahmen werden vorgeschlagen: (1) die 

Diversifizierung der Aufsichtsräte, (2) die Einführung eines Initiativrechts und einer 

Antidiskriminierungsstelle sowie (3) der Umbau der Organisationsstrukturen durch Einführung 

eines demokratischen Rätedemodels. Eine solche Umstrukturierung durch Vergesellschaftung 

würde die Entscheidungsgewalt zurück in die Hände der Gesellschaft legen und damit die 

Voraussetzungen für eine gerechte, bezahlbare und ökologisch nachhaltige Energieversorgung 

schaffen. 

Im ersten Teil der Studie wird erläutert, warum die Forderung nach Vergesellschaftung in vielen 

europäischen Ländern und gerade in Deutschland wieder an Bedeutung gewonnen hat. Dabei 

wird aufgezeigt, wie die Neugestaltung von Entscheidungsprozessen in verschiedenen 

Wirtschaftssektoren einen wesentlichen Beitrag zur sozial-ökologischen Transformation leisten 

kann. Darüber hinaus werden die Rahmenbedingungen eines vergesellschafteten 

Energiesektors untersucht, wobei zentrale technische und sozial-ökologische Dimensionen von 

Energiesystemen beleuchtet werden. Darauf aufbauend werden Prinzipien einer 

Vergesellschaftung entwickelt und auf die zentralen Herausforderungen und Chancen von 

Vergesellschaftung eingegangen. Im zweiten Teil der Studie werden diese theoretischen 

Überlegungen auf den österreichischen Stromsektor angewendet. Dabei werden konkrete 

Ansatzpunkte für eine Vergesellschaftung und die damit verbundenen spezifischen Hürden für 

den österreichischen Kontext herausgearbeitet. Für diesen Zweck wird auf die spezifischen 

Charakteristika der Segmente Erzeugung, Verteilung, Handel und Vertrieb eingegangen. 

Zusammengefasst, zeigt das Forschungspapier, dass in Österreich ein beträchtliches Potenzial 

für die Vergesellschaftung des Strom- und Energiesektors besteht, da ein Großteil der 

relevanten Bereiche bereits in öffentlicher Hand ist. Im Zuge der Liberalisierung des 

europäischen Energiemarktes seit den 1990ern wurden die genannten Bereiche jedoch 

organisatorisch getrennt und in Rechtsformen wie Aktiengesellschaften umgewandelt, was eine 

direkte und übergreifende Koordinierung durch die öffentliche Hand erheblich erschwert. Ein 



 

 

weiteres Hindernis stellt der europäische Börsenhandel mit Energie dar, der eine sozial 

gerechtere Kostenverteilung massiv behindern kann. Obgleich die Vergesellschaftung mit 

Komplexität und Hindernissen assoziiert ist, erlauben die dargelegten Überlegungen wichtige 

Impulse und Perspektiven für die dringend erforderliche Transformation hin zu einer sozial und 

ökologisch gerechten Energieversorgung. 

2. Vergesellschaftung und demokratische Planung im Energiesektor 

a. Vergesellschaftung als Antrieb der sozial-ökologischen Transformation  

Die Forderung nach Vergesellschaftung hat durch Aktivist:innenengruppen in ganz Europa in 

den letzten Jahren erheblich an Dynamik gewonnen. Diese setzen sich für ihre Umsetzung in 

verschiedenen wirtschaftlichen und sozialen Bereichen ein, darunter Gesundheit, Mobilität, 

Pflege und Energie. Vergesellschaftung ist dabei ein Organisationsmodell, das auf die 

demokratische Kontrolle der wirtschaftlichen Versorgung und Produktion abzielt (Harry Adler 

et al., 2022). Es verfolgt drei wesentliche Ziele: (1) die Überführung von Privateigentum in 

öffentliches Eigentum, (2) die Umwandlung der Steuerungsstrukturen von Marktmechanismen 

und elitären Kreisen hin zu demokratischen Entscheidungsprozessen und (3) die 

Neuausrichtung des Wirtschaftsziels weg von Profitorientierung hin zur Befriedigung sozialer 

Bedürfnisse (Stupka, 2023). 

Vergesellschaftung kann auf verschiedenen Ebenen stattfinden, sei es auf der Ebene einzelner 

Unternehmen, lokaler Versorgungssysteme oder ganzer Wirtschaftszweige. Dabei ist es 

wichtig, Vergesellschaftung nicht mit Verstaatlichung zu verwechseln. Während die staatliche 

Enteignung - etwa von Unternehmen - oft ein erster Schritt zur Vergesellschaftung ist, geht 

Vergesellschaftung über diese hinaus und zielt letztlich darauf ab, wichtige gesellschaftliche 

Bereiche unter demokratische und nicht nur unter staatliche Kontrolle zu stellen (Banhierl et 

al., 2023, p. 6). Der emanzipatorische und transformative Charakter der Vergesellschaftung 

liegt daher vor allem ihrem demokratischen Charakter, der die Entscheidungsgewalt über 

Produktions- und Reproduktionsmittel auf die Gesellschaft ausweitet. Vergesellschaftung wird 

daher zunehmend als eine Strategie gesehen, um den derzeitigen Neoliberalismus zu 

überwinden und eine Zukunft jenseits von Kapitalismus und Staatssozialismus zu gestalten 

(Berfelde & Blumenfeld, 2024; Stupka, 2023). 

Da das deutsche Grundgesetz mit Artikel 14 eine rechtliche Grundlage für Vergesellschaftung 

bietet, ist die Diskussion in Deutschland besonders ausgeprägt. In Österreich gibt es derzeit 

keine explizite gesetzliche Grundlage für eine Vergesellschaftung. Allerdings ist sie rechtlich 

nicht ausgeschlossen und könnte beispielsweise durch ein Volksbegehren zur Änderung der 

Verfassung herbeigeführt werden.1 Kürzlich hat sich in Wien auch eine Energie-

Vergesellschaftungskampagne „OMV & Co. Vergesellschaften“ gegründet, die die 

Vergesellschaftung von großen österreichischen Energieunternehmen fordert (Attac, 2024). 

 

1 Die rechtlichen Grundlagen von Vergesellschaftung in Österreich wurden bspw. im Beitrag von Ella Dertschei 

auf selbigen Kongress diskutiert.  



 

 

Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass die Debatte um Demokratisierung und Dekarbonisierung 

des Energiesektors nicht auf Diskussionen um Vergesellschaftung beschränkt ist. 

Energiedemokratische Bewegungen haben in der Vergangenheit bereits wichtige Erfolge 

erzielt, z.B. durch Kampagnen zur Rekommunalisierung (Angel, 2017; Becker et al., 2020; 

Berthod et al., 2023). Die aktuelle Vergesellschaftungsdebatte bietet nun die Chance, 

verschiedene Bewegungen in den Bereichen der Daseinsvorsorge - wie Wohnen, Energie und 

Pflege - unter einem gemeinsamen Konzept zusammenzuführen. Für jeden dieser Bereiche sind 

jedoch spezifische Strategien erforderlich, die sowohl die gegenwärtigen Bedingungen als auch 

die zukünftigen Herausforderungen berücksichtigen.  

b. Die technischen und sozial-ökologischen Dimensionen des Energiesektors 

Energie als physikalische Größe quantifiziert die Fähigkeit, Arbeit zu verrichten, wobei diese 

Arbeit in Form der jeweiligen Energieträger (Wärme, Strom) im heutigen Energiesystem zu 

einem bestimmten Preis gekauft oder verkauft werden kann. Diese für das kapitalistische 

Wirtschaftssystem charakteristische Kommodifizierung reduziert die komplexen technischen 

und sozial-ökologischen Prozesse, die der Bereitstellung elektrischer Energie zugrunde liegen, 

auf rein monetäre Größen. Der Preis für eine kWh Strom spiegelt daher die vielfältigen Folgen 

(Ressourcenabbau, Versiegelung durch die notwendige Infrastruktur) als immanenten Teil des 

Energiesystems nur sehr begrenzt wider. Für eine Vergesellschaftung des Energiesektors, die 

zur sozial-ökologischen Transformation beitragen soll, ist es entscheidend, die 

ineinandergreifenden Prozesse zu berücksichtigen, die den Strom heute und in Zukunft bis zur 

Steckdose bringen (Pirani et al., 2022, p. 2). 

Aus technischer Sicht ist es wichtig zu bedenken, dass die verschiedenen Erzeugungsanlagen 

(Gas, Wind, PV) über ein komplexes System aus Netzen, Speichern und 

Kommunikationstechnologien mit den Endverbraucher:innen verbunden sind. Um die 

Versorgungssicherheit zu gewährleisten, muss in diesem System ständig ein Gleichgewicht 

zwischen Erzeugung und Verbrauch aufrechterhalten werden. Die jeweils benötigte elektrische 

Energie wird durch eine variable Kombination der verfügbaren Erzeugungsanlagen (z.B. Wind, 

Wasser, Gas) bereitgestellt. Im Gegensatz zur vorherrschenden Marktlogik stehen erneuerbare 

und fossile Erzeugungsanlagen aufgrund dieser Systemdynamik nur begrenzt in Konkurrenz 

zueinander, sondern kooperieren, um die für die Versorgungssicherheit notwendige 

Energiemenge bereitzustellen. Einzelne Kraftwerke, insbesondere Gaskraftwerke, übernehmen 

dabei eine systemstabilisierende Funktion, indem sie durch ihre flexible Erzeugung die 

wetterbedingten Schwankungen der erneuerbaren Energien ausgleichen. Konkret bedeutet dies, 

dass mittlerweile zwar manchmal der gesamte Energieverbrauch in Österreich durch 

erneuerbare gedeckt werden kann, dass das Energiesystem aber trotzdem auf Gas angewiesen 

ist, wenn die Bedingungen nicht günstig sind.  

Daraus ergibt sich jedoch keineswegs, dass der Betrieb eines Energiesystems ausschließlich mit 

erneuerbaren Erzeugungsanlagen technisch nicht machbar ist (Brown et al., 2018). Um die 

vollständige Umstellung auf erneuerbare Energien zu bewältigen, ist eine tiefgreifende 

Anpassung des Energiesystems erforderlich. Dies umfasst den Ausbau der bestehenden 



 

 

Netzinfrastruktur, um die dezentrale und fluktuierende Energieerzeugung aus erneuerbaren 

Quellen zu integrieren. Zudem müssen ausreichend Speicherkapazitäten geschaffen werden, 

um die Versorgungssicherheit auch bei schwankender Energieproduktion, beispielsweise durch 

Sonne oder Wind, zu gewährleisten. Der Umfang dieser Anpassungen hängt stark von der 

Größe und Struktur des jeweiligen Energiesystems ab. Darüber hinaus sind langfristige 

Planungen erforderlich, die sicherstellen, dass der Energiebedarf in verschiedenen 

gesellschaftlichen Bereichen gedeckt wird. Dies erfordert eine umfassende Abwägung darüber, 

wie viel Energie benötigt wird und für welche Zwecke sie bereitgestellt werden soll, um soziale, 

ökologische und wirtschaftliche Ziele in Einklang zu bringen. Solche Überlegungen sind 

entscheidend, um das Energiesystem nicht nur technologisch, sondern auch sozial nachhaltig 

zu gestalten. 

Eine entsprechende Abwägung ist insbesondere im Zusammenhang mit der sozialen und 

ökologischen Dimension der Energieversorgung notwendig. Der Energiesektor ist derzeit für 

über 40 % der nationalen Treibhausgasemissionen in Österreich verantwortlich, weshalb der 

Ausbau erneuerbarer Erzeugungsanlagen unumgänglich ist (Umweltbundesamt, 2024, p. 85). 

Auch wenn diese Anlagen während ihrer Nutzungsphase keine Treibhausgase emittieren, sind 

sie keineswegs frei von negativen Umweltauswirkungen. Für ihre Herstellung werden 

verschiedene endliche Ressourcen benötigt, die in energieintensiven Prozessen gewonnen 

werden. Die Erschließung neuer Abbaugebiete ist Auslöser von Vertreibung der ansässigen 

Bevölkerung und Zerstörung natürlicher Lebensräume (Canelas & Carvalho, 2023; Sovacool, 

2021). 

Entgegen weitverbreiteter Meinung ist erneuerbar erzeugte Energie kein unbegrenzt 

verfügbares Gut: Zukünftige Engpässe in der Verfügbarkeit der benötigten Rohstoffe sind heute 

bereits absehbar (Vezzoni, 2023). Eine Studie von Slameršak et al. (2022) zeigt, beispielsweise, 

dass allein die erstmalige Errichtung eines dekarbonisierten Energiesystems unter der Annahme 

fortschreitenden Wirtschaftswachstums mit der Verbrennung großer Mengen fossiler Energien 

verbunden ist. Ein solches Energiesystem ist nach seiner Errichtung keineswegs ein Perpetuum 

Mobile. Die Instandhaltung und Erneuerung der verschiedenen Systemkomponenten wird auch 

in Zukunft Energie und Ressourcen verbrauchen – eine Tatsache, die in dominierenden 

Transformationsszenarien meist vernachlässigt wird. Außerdem ist die Lebensdauer von 

erneuerbaren Energieerzeugungsanalagen begrenzt und sie müssen oft nach einigen Jahren 

ersetzt werden, was ebenfalls Ressourcen verbraucht und Emissionen, z.B. durch den Bau oder 

Transport erzeugt (Caetano et al., 2024).Darüber hinaus ist momentan noch unklar, wie sich die 

mit der Klimakrise verbundenen Extremwetterereignisse auf erneuerbare Energieerzeugung 

auswirken werden. Dies gilt insbesondere für Österreich, ein Land, das derzeit den Großteil 

seines erneuerbaren Stroms aus Wasserkraft bezieht (Cronin et al., 2018). 

Aufgrund ihrer wetterabhängigen Erzeugung reichen Photovoltaik- und Windkraftanlagen 

allein nicht aus, um ein Energiesystem zuverlässig zu versorgen. Für eine vollständige 

Dekarbonisierung sind daher, wie bereits im vorherigen Abschnitt erwähnt, sogenannte 

Flexibilitätsmaßnahmen in Form von großen Energiespeichern und ein umfassender Umbau 



 

 

des Energienetzes notwendig. Der Aufbau einer solchen Infrastruktur ist jedoch ebenfalls mit 

Ressourcen- und Energieverbrauch verbunden (Brown et al., 2018). 

Berücksichtigt man all dieser Aspekte, muss die weitverbreitete Annahme, dass erneuerbare 

Energien einfach fossile Energieträger ersetzen können, deutlich verneint werden. Auch mit 

weiteren technologischen Entwicklungen werden erneuerbare Energien kein unendliches 

„grünes“ Wirtschaftswachstum ermöglichen können – alle entgegengesetzten Annahmen 

widersprechen wissenschaftlichen Erkenntnissen über die physikalischen Grenzen von 

Energiesystemen.  Außerdem verstärkt die derzeitige Gestaltung erneuerbarer Technologien   

globale Hierarchien und bestehende soziale Ungerechtigkeiten (Sovacool, 2021). Angesichts 

dieser komplexen Herausforderungen bestehen erhebliche Zweifel daran, dass die derzeitige 

profit- und marktorientierte Organisation von Energiesystemen in der Lage ist, diesen 

Anforderungen angemessen zu begegnen. Die Forderung nach einer Vergesellschaftung des 

Energiesektors eröffnet daher dringend benötigte Perspektiven für eine sozial-ökologisch 

gerechte Transformation. Ein solcher Aushandlungsprozess würde ermöglichen, festzulegen, 

welche gesellschaftlichen Bedürfnisse mit der bereitgestellten Energie befriedigt werden sollen, 

und sicherstellen, dass ökologische und soziale Dimensionen angemessen berücksichtigt 

werden.  

c. Prinzipien eines vergesellschafteten Energiesektors  

Für die Vergesellschaftung des Energiesektors ist es entscheidend, die öffentlich und radikal 

demokratische Kontrolle und Verfügungsgewalt über alle Bereiche – Erzeugung, Verteilung 

und Vertrieb – sicherzustellen. Die im folgenden Kapitel vorgestellte Fallstudie des 

österreichischen Energiesystems verdeutlicht, dass staatliches oder kommunales Eigentum (der 

erste Aspekt von Vergesellschaftung) zwar einen wichtigen Schritt darstellt, aber allein nicht 

ausreicht, um ein sozial und ökologisch gerechtes Energiesystem zu schaffen. Auch die zwei 

anderen Aspekte, die demokratische Gestaltung von Entscheidungsprozessen und die 

Anpassung des Wirtschaftszwecks, müssen berücksichtig werden. Bevor wir zur Besprechung 

der Fallstudie übergehen wollen wir noch einmal kurz erläutern was eine sozial-ökologische 

Vergesellschaftung bedeuten würden:  

i. Demokratisierung 

Die demokratische Gestaltung von Entscheidungsprozessen in Vergesellschaftungsmodellen 

kann divers gestaltet werden (Degen et al., 2024). Je nach Sektor gibt es andere 

Vorrausetzungen für die Möglichkeiten von dezentraler Steuerung und breiter Partizipation. 

Generell lässt sich argumentieren, dass die Governancestrukturen von vergesellschaftete 

Sektoren nach dem Subsidaritätsprinzip organisiert werden sollten, das heißt, Strukturen sollten 

so geschaffen werden, dass Entscheidungen so lokal wie möglich und in Proportion zur 

Betroffenheit getroffen werden. In Energieunternehmen, die ein großes Maß an zentraler 

Steuerung benötigen, kann eine Demokratisierung, beispielsweise durch die Einrichtung eines 

diversen Verwaltungsrats, in dem eine Vielzahl von gesellschaftliche Gruppen repräsentiert 

sind, sowie die Ausweitung von demokratischer Partizipation durch die Schaffung von neuen 



 

 

Koordinierungsgremien wie Bürger:innenräten, umgesetzt werden. Letzteres könnte in 

Zusammenarbeit mit Universitäten und kommunalen Organisationen die gemeinschaftliche 

Wissensproduktion fördern und die Überwachung sowie Einbindung von Vorschlägen aus der 

Bevölkerung sicherstellen (Strat & Menser, 2022).  

ii. Die Ausrichtung der Wirtschaftsweise an sozialen Bedürfnissen und Umweltzielen  

Die Ausrichtung an sozialen Bedürfnissen und Umweltzielen sowie die Einführung 

demokratischer Entscheidungsstrukturen ermöglichen es Städten, Gemeinden oder 

Landkreisen, sich mit der zentralen Frage auseinanderzusetzen, welche gesellschaftlichen 

Bedürfnisse mit wie viel Energie gedeckt werden sollen. Dabei sind insbesondere die lokal 

verfügbaren Ressourcen und die vorhandenen Erzeugungskapazitäten zu berücksichtigen. Auf 

Basis dieser Daten könnten Energieüberschüsse oder -defizite auf übergeordneten Ebenen, z.B. 

zwischen Landkreisen oder Regionen, ausgeglichen werden. Der ermittelte Bedarf ermöglicht 

den gezielten Ausbau der Infrastruktur und die Installation neuer Kraftwerke unter 

Berücksichtigung der dezentralen Erzeugung erneuerbarer Energien. Dies führt zu einer 

effizienteren Verteilung der Investitionen und einem angepassten Ausbau der Netze. Der 

Austausch und die Abstimmung zwischen den verschiedenen Entscheidungsebenen kann durch 

Konzepte der demokratischen Wirtschaftsplanung erfolgen (Hahnel, 2021; Sorg, 2023).  

iii. Die technischen Vorrausetzungen für Vergesellschaftung im Energiesektor 

Abgesehen von diesen übergeordneten Überlegungen ist die technische Umsetzung eines 

solchen Energiesystems sowie eine gerechte Verteilung der Kosten aufgrund der Komplexität 

schwer pauschal festzulegen. Die Dekarbonisierung bringt erhebliche technische 

Herausforderungen mit sich, und es ist vor dem Hintergrund knapper Ressourcen notwendig, 

den Energieverbrauch zu reduzieren. Daher sind sorgfältige und langfristige Entscheidungen 

erforderlich. Aus dem Prinzip der sozialen Gerechtigkeit ergibt sich jedoch, dass die Struktur 

von Verwaltungsräten oder Koordinierungsgremien besonders die Belange vulnerabler 

Gruppen berücksichtigen und fördern sollte. Zudem ist angesichts der zunehmenden 

Energiearmut eine bedürfnisorientierte Grundsicherung unerlässlich. Diese sollte bspw. durch 

eine progressive Kostenverteilung ergänzt werden, die höhere Einkommen und 

energieintensive Unternehmen stärker belastet. (Transnational Institute, 2024). 

Die Umsetzung des Prinzips der ökologischen Gerechtigkeit in einem vergesellschafteten 

Energiesystem erfordert in erster Linie eine konsequente Dekarbonisierung sowie die 

Minimierung des Material- und Energiedurchsatzes. Entscheidungsprozesse müssen dabei auf 

umfassenden Informationen zu den Umweltauswirkungen der relevanten Technologien 

basieren. Die Integration von Konzepten wie dem sozialen Stoffwechsel würde bedeuten, dass 

Planungsprozesse zusätzliche Indikatoren berücksichtigen, wie etwa die Masse der importierten 

Materialien, die Energie, die für die Produktion und den Konsum von Gütern und 

Dienstleistungen benötigt wird, oder die durch diese Praktiken freigesetzten Treibhausgase 

(Beaucaire et al., 2023, p. 84). Angesichts der globalisierten Warenströme sollten dabei Aspekte 

der Klimagerechtigkeit besonders berücksichtigt werden. Erste Anhaltspunkte, welche 



 

 

Prinzipien sich daraus für einen vergesellschafteten Energiesektor ableiten lassen, bietet das 

„Manifesto for an Ecosocial Energy Transition from the Peoples of the South.” (Feffer, 2023). 

3. Fallstudie Österreich: Chancen, Hemmnisse und Machtstrukturen 

Die Analyse der komplexen Herausforderungen zukünftiger Energiesysteme und der Prinzipien 

eines vergesellschafteten Energiesektors wirft die Frage nach konkreten Ansatzpunkten für eine 

notwendige Transformation auf. Diese Frage ist besonders relevant angesichts der 

organisatorischen Zersplitterung in den Bereichen Erzeugung, Verteilung, Handel und Vertrieb 

im Energiesektor, sowie der vielschichtigen Governance-Strukturen auf europäischer, 

nationaler und kommunaler Ebene, die durch die Energiemarktliberalisierung entstanden sind 

(Weghmann, 2019). Im folgenden Kapitel wird der österreichische Stromsektor detailliert 

untersucht, um Chancen und Hindernisse für eine Vergesellschaftung aufzuzeigen. Der Fokus 

liegt auf dem Stromsektor, da hier die Dekarbonisierung am weitesten fortgeschritten ist und 

dieser Sektor in Zukunft eine zentrale Rolle im gesamten Energiesystem einnehmen wird, 

insbesondere weil erneuerbare Energien fossile Energieträger in anderen Sektoren ersetzen 

werden (z.B. durch Wärmepumpen). Selbst im Szenario von Grubler et al. (2018), das einen 

deutlich radikaleren sozialen, wirtschaftlichen und politischen Wandel prognostiziert als die 

Hauptszenarien des IPCC, wird eine nahezu Verdopplung der Stromerzeugung in den nächsten 

30 Jahren erwartet. 

d. Status Quo des Stromsektors in Österreich 

Aus technischer Sicht ist der österreichische Stromsektor geprägt durch einen hohen Anteil an 

Wasserkraft und einen intensiven Stromaustausch mit den Nachbarländern, insbesondere 

Deutschland. Im Jahr 2023 lag der Stromverbrauch der Endkund:innen in Österreich bei 61,08 

TWh. Der größte Anteil davon entfiel mit 38,71 % auf das produzierende Gewerbe, während 

private Haushalte 34,21 % des Stroms verbrauchten. Der Dienstleistungssektor nutzte 19,02 %, 

der Verkehrssektor 5,82 % und die Landwirtschaft 2,23 % des Gesamtstroms. Der Anteil 

erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch betrug 74,7 %, während er am 

Bruttoendenergieverbrauch über alle Energiesektoren hinweg bei 33,8 % lag (BMK, 2024a). 

Trotz intensiver Bemühungen um den Ausbau erneuerbarer Energien bleiben die neu 

installierten Kapazitäten jedoch hinter den Vorgaben des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes 

zurück (E-Control, 2024c, p. 45). 

Der österreichische Stromsektor wurde in den letzten 30 Jahren maßgeblich durch die 

Liberalisierung des europäischen Energiemarktes geprägt. Ziel dieser Reformen war es, den 

historisch stark monopolistisch und staatlich organisierten Sektor wettbewerbsorientiert zu 

gestalten, um niedrigere Preise für die Endkonsument:innen zu erzielen – ein Versprechen, das 

jedoch nicht erfüllt wurde (Weghmann, 2019). Die Liberalisierung umfasste unter anderem die 

Einführung eines europaweiten, börsenbasierten Energiehandels sowie die Entflechtung 

(Unbundling) des Sektors (Larsen, 2017). Dies bedeutete die obligatorische organisatorische 

Trennung der Bereiche Erzeugung, Verteilung, Handel und Vertrieb in separate Unternehmen. 

Als Folge wurde beispielsweise der Betrieb und Ausbau der Übertragungsnetze aus dem 



 

 

Verbundkonzern herausgelöst und in die neu gegründete Austrian Power Grid AG überführt. 

Ähnliche Schritte wurden bei den Verteilnetzen unternommen, indem etwa die Wiener Netze 

vom Mutterkonzern Wien Energie abgespalten wurden. Der Einfluss des österreichischen 

Staates reduzierte sich auf die des überwachenden Regulators, insbesondere durch die 

entsprechende Behörde E-Control. 

Im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern war diese Entflechtung in Österreich selten mit 

Privatisierungen verbunden. Ein großer Teil des österreichischen Stromsektors befindet sich 

weiterhin direkt oder indirekt in öffentlichem Besitz (E-Control, 2021). Dies bietet eine 

erhebliche Chance für die Forderung nach einer Vergesellschaftung, da Enteignung als erster 

Schritt in vielen Fällen nicht erforderlich ist. Dahingegen stellt die Entflechtung jedoch ein 

zentrales Hindernis dar, da für eine sinnvolle Vergesellschaftung des Energiesektors, die 

verschiedenen Bereiche wieder zusammengelegt werden müssten.  Ein Re-bundling ist auch 

zentral, da sonst jeder Bereich eine spezifische Transformation erfordert (Angel, 2021, p. 537).  

Durch die Umwandlung der einzelnen Unternehmen in Aktiengesellschaften wurde der direkte 

Einfluss auf Entscheidungsprozesse sowie die Bereitstellung von Informationen für die 

Öffentlichkeit erheblich eingeschränkt. Ein eindrückliches Beispiel dafür ist die OMV, die trotz 

eines staatlichen Anteils von über 30 % weiterhin Details zu den mit Russland abgeschlossenen 

Gaslieferverträgen geheim hält (Pflügl, 2023). Diese Beobachtung, dass öffentliche 

Unternehmen im Energiesektor nicht im Interesse der Allgemeinheit handeln, sondern 

Entscheidungen primär auf Profitmaximierung ausrichten, unterstreicht die Dringlichkeit einer 

Überführung in eine vergesellschaftete Organisationsstruktur und die Anpassung des 

Verfügungszwecks (Cumbers & Traill, 2021, p. 260). Im Folgenden wird daher näher auf die 

entsprechenden Teilbereiche des Stromsektors und ihre Besonderheiten aus der Perspektive 

einer Vergesellschaftungsforderung eingegangen. 

e. Chancen und Hindernisse für eine Vergesellschaftung entlang der 

Wertschöpfungskette 

i. Erzeugung  

Die Stromerzeugung in Österreich erfolgt derzeit durch einen Mix aus fossilen und 

erneuerbaren Kraftwerken. Die verbleibende fossile Stromerzeugung basiert fast ausschließlich 

auf Erdgas mit einem Anteil von ca. 17 % an der Bruttostromerzeugung (BMK, 2024a, p. 16). 

Diese Gaskraftwerke spielen aufgrund ihrer flexiblen Fahrweise eine zentrale Rolle bei der 

Stabilisierung des Netzes und sind daher mittelfristig auch für einen vergesellschafteten 

Stromsektor von Bedeutung. Die entsprechenden Anlagen werden von 

Energieversorgungsunternehmen wie Verbund oder Wien Energie betrieben (‘Liste 

österreichischer Kraftwerke’, 2024). Da Österreich kaum über eigene fossile Ressourcen 

verfügt, wird das benötigte Erdgas von Unternehmen wie der OMV aus dem Ausland importiert 

und weiterverarbeitet. Die damit verbundenen Abhängigkeiten und intransparenten 

Geschäftspraktiken der teilstaatlichen OMV wurden in den letzten Jahren, etwa während der 

Energiekrise, besonders deutlich (Bunke et al., 2023). Bei Betrachtung des gesamten 

Energiesystems nimmt die Relevanz der OMV weiter zu, da sie vor allem in den Sektoren 



 

 

Wärme und Verkehr für die Bereitstellung der benötigten Energieträger (z.B. Diesel und 

Benzin) verantwortlich ist. Sollten diese Sektoren in Zukunft wie geplant durch erneuerbaren 

Strom dekarbonisiert werden, würde auch die Bedeutung der OMV für das Energiesystem 

massiv sinken. 

Die Organisation und Eigentumsstruktur im Bereich der erneuerbaren Stromerzeugung ist 

deutlich komplexer als bei fossilen Energieträgern. Am klarsten zeigt sich dies noch bei der 

Wasserkraft. Ein Großteil der bestehenden Erzeugungskapazitäten befindet sich im Besitz der 

Verbund AG, die etwa 40 % des österreichischen Strombedarfs deckt, wobei 90% dieser 

Erzeugung aus Wasserkraft stammen (‘Verbund AG’, 2024). Im Jahr 2022 machten Wind- und 

Solarkraftanlagen 18 % der Bruttostromerzeugung aus, wobei diese Anlagen von einer Vielzahl 

unterschiedlicher Akteur:innen, darunter private Haushalte, Gemeinden und 

Energieversorgungsunternehmen, errichtet wurden. Die dezentrale Struktur, die 

charakteristisch für erneuerbare Energien ist, erschwert es, klare Ansatzpunkte für eine 

mögliche Vergesellschaftung zu identifizieren. Dennoch ist offensichtlich, dass gerade in 

diesen beiden Erzeugungsbereichen, die technisch am weitesten entwickelt sind, ein massiver 

Ausbau für die vollständige Dekarbonisierung des Strom- und respektive Energiesystems 

notwendig ist. Ein vergesellschafteter Ausbau, der versucht bestehende Akteur:innen mit 

einzubeziehen, könnte es ermöglichen, die Erzeugung und den Verbrauch besser aufeinander 

abzustimmen. Wie dabei die verschiedenen bestehenden Akteur:innen, etwa 

Energiegemeinschaften, einzubinden sind, bleibt jedoch eine komplexe Herausforderung. 

Ein erster Ansatzpunkt für die Vergesellschaftung im Stromsektor könnte die Übernahme von 

Schlüsselunternehmen wie der OMV oder dem Verbund sein. Durch die demokratische 

Kontrolle über die Beschaffung und den Betrieb der Gaskraftwerke könnten bestehende 

Abhängigkeiten transparenter gemacht und gleichzeitig der Prozess der Dekarbonisierung 

beschleunigt werden. Zudem könnte das vorhandene Know-how und die Strukturen in 

Unternehmen wie dem Verbund genutzt werden, um den notwendigen Ausbau erneuerbarer 

Energien besser mit den Aktivitäten anderer Akteur:innen abzustimmen. Eine 

Vergesellschaftung der Verbund AG erscheint besonders sinnvoll, da das Unternehmen auch 

das vollständige Übertragungsnetz betreibt und somit eine Schlüsselrolle im österreichischen 

Stromsystem einnimmt. 

ii. Verteilung 

Der Ausbau und Umbau der elektrischen Netze ist aufgrund der dezentralen und fluktuierenden 

Einspeisung erneuerbarer Energien von entscheidender Bedeutung für die vollständige 

Dekarbonisierung des Stromsektors und damit auch für eine Vergesellschaftung (Cumbers und 

Traill, 2021, p. 254). Das österreichische Netz besteht aktuell aus sieben verschiedenen 

Spannungsebenen, wobei insbesondere zwischen Übertragungs- und Verteilnetzen 

unterschieden wird. Die Übertragungsnetze auf Hochspannungsebene, die für den Transport 

großer Strommengen über weite Strecken zuständig sind, werden vollständig von der Verbund-

Tochter Austrian Power Grid betrieben. Die Verteilnetze hingegen, welche den Strom zu den 

Endverbraucher:innen transportieren und vermehrt erneuerbare Energie auf den unteren 



 

 

Spannungsebenen integrieren, werden hauptsächlich von Landesversorgungsunternehmen 

betrieben, wie zum Beispiel die Wiener Netze GmbH, die jedoch organisatorisch vom 

Mutterunternehmen Wien Energie getrennt ist. Ein Großteil der Netzinfrastruktur befindet sich 

somit weiterhin im öffentlichen Besitz. 

Da die Stromnetze ein technisch komplexes, natürliches Monopol darstellen (d.h. die 

Organisationsform von Stromnetzen tendiert dazu von nur einem oder wenigen Anbietern 

bereitgestellt zu werden) und ihre Stabilität essenziell für die Versorgungssicherheit ist, 

unterliegt der Netzbetrieb bereits heute einer umfangreichen Regulierung, Planung und 

Koordination. Netzbetreiber sind verpflichtet, allen Marktteilnehmer:innen 

diskriminierungsfreien Zugang zur Infrastruktur zu ermöglichen. Ausbau- und 

Instandhaltungsmaßnahmen müssen über Netzentwicklungspläne von der 

Regulierungsbehörde E-Control genehmigt werden, und die Kosten hierfür werden über 

Netzentgelte, die Teil des Strompreises sind, an die Verbraucher:innen weitergegeben (E-

Control, 2024a, 2024b). Allerdings zeigt sich, dass derzeit private Haushalte im Verhältnis zu 

ihrer Netznutzung überproportional stark belastet werden, während 

Stromerzeugungsunternehmen und große Industriebetriebe einen deutlich geringeren Anteil der 

Kosten tragen. Für eine gerechtere Verteilung der Netzkosten ist daher eine Reform der 

Netzentgeltstruktur dringend erforderlich (Matzinger & Toelgyes, 2024). 

Bei den Netzentwicklungsplänen stützt sich die Planung des Netzausbaus beispielsweise auf 

Szenarien des Umweltbundesamtes, die auf die Erreichung von Klimaneutralität 

abzielen (BMK, 2024b). Diese Szenarien beinhalten jedoch eine Reihe impliziter Annahmen, 

wie etwa ein konstantes Wirtschaftswachstum und die Umstellung bestimmter 

Industrieprozesse auf erneuerbaren Wasserstoff. Wie realistisch diese Ausbauziele unter den 

Bedingungen zukünftiger Ressourcenknappheit sind und woher der benötigte Wasserstoff 

kommen soll, bleibt ungeklärt. Hier zeigt sich, wie auch bei der Verteilung der Netzkosten, eine 

deutliche Priorisierung industrieller Interessen (Plank & Thi Bich Ngoc Doan, 2019). 

Angesichts des hohen Bedarfs an Planung und Koordination bietet die Netzinfrastruktur einen 

zentralen Ansatzpunkt für eine Vergesellschaftung des Stromsektors. Durch demokratische 

Entscheidungsprozesse könnte besser ausgehandelt werden, welche Infrastruktur tatsächlich 

notwendig ist, um bestehende und zukünftige Erzeugungsanlagen effizient mit der Nachfrage 

zu verknüpfen. Eine integrierte Planung neuer Erzeugungsanlagen und der dafür erforderlichen 

Netzkapazitäten wäre hierbei besonders sinnvoll. Ein weiterer Aspekt wäre die faire Verteilung 

der entstehenden Kosten. Dabei besteht die Herausforderung, die diversen Interessen der 

beteiligten Akteur:innen, insbesondere auf der Erzeugungsseite, angemessen zu 

berücksichtigen. 

iii. Handel und Vertrieb 

Ein zentrales Hindernis für die Vergesellschaftung des Energiesektors liegt in der Trennung 

von Erzeugung und Vertrieb. Diese Trennung erfolgte durch das vorhergenannte „Unbundling“ 

und wurde durch die Eingliederung des österreichischen Stromsystems in den europäischen 



 

 

Strommarkt und das Börsenhandelssystem in den 2000ern noch verstärkt. Diese Trennung 

erweist sich zunehmend als problematisch, da Strom ein homogenes Produkt ist: Die 

physikalische Zusammensetzung des Stroms, der ins Netz eingespeist wird, bleibt für alle 

Kund:innen unabhängig von der Erzeugungsquelle gleich. Während auf dem Papier bestimmten 

Anbieter:innen Mengen an Strom bilanziell zugeordnet werden, ist der tatsächlich gelieferte 

Strom physikalisch identisch (Morales et al., 2015).  

Die Versprechungen der Liberalisierung, durch Wettbewerb niedrigere Preise und eine 

effizientere Versorgung zu schaffen, wurden nicht erfüllt (Huber, 2022). Stattdessen profitieren 

vor allem große Energieunternehmen, während Haushalte durch steigende Strompreise belastet 

werden (Guan et al., 2023). Hier bietet eine Vergesellschaftung die Chance, diese 

Fehlentwicklungen zu korrigieren, indem demokratisch über die Kostenverteilung entschieden 

werden kann. Allerdings bieten reine Vertriebsunternehmen, die lediglich den Handel 

organisieren, wenig Potenzial für eine Vergesellschaftung, da in diesem Bereich kaum 

Steuerungsmöglichkeiten vorhanden sind. Vielmehr muss die gesamte Wertschöpfungskette – 

von der Erzeugung bis zum Verbrauch – ganzheitlich betrachtet werden. Ein vergesellschafteter 

Energiesektor könnte die enge Verzahnung von Erzeugung und Verbrauch nutzen, um den 

Strombedarf flexibler an die schwankende Verfügbarkeit erneuerbarer Energien anzupassen. 

Diese Steuerung kann nicht allein über Preissignale erfolgen. 

Ein weiteres zentrales Hindernis stellt das derzeitige europäische Börsenhandelssystem für 

elektrische Energie dar, das im Rahmen des Liberalisierungsprozesses eingeführt wurde. Dieses 

System ist aufgrund der Vielzahl von Stromerzeugern und Großverbrauchern äußerst komplex. 

Spekulationen und Erwartungen über zukünftige Entwicklungen beeinflussen die Strompreise 

erheblich. Besonders das Merit-Order-System, bei dem die Grenzkosten des teuersten 

Kraftwerks den Preis für alle Kraftwerke bestimmen, führt dazu, dass bei hohen Erdgaspreisen 

die Strompreise stark von den tatsächlichen Erzeugungskosten, etwa bei Wasserkraft, 

abweichen können (Strobl, 2022). In solchen Fällen werden die Kosten überproportional auf 

die Haushalte abgewälzt. Dies hat zu einem Anstieg der Energiearmut geführt (280.000 

Haushalte in Österreich (KEA, 2024)), während Unternehmen wie der Verbund und die OMV 

erhebliche Gewinne verzeichneten. 

Daraus ergibt sich die zentrale und schwer zu beantwortende Frage, wie ein vergesellschafteter 

Energiesektor trotz Teilnahme am Energiehandel sozial gerechte Preise gewährleisten kann. 

Langfristig muss das Ziel sein, das Strommarktdesign und die Preisbildungsmechanismen im 

Zuge einer Vergesellschaftung so umzugestalten, dass das Wohl der Gesellschaft und des 

Klimas Vorrang vor den Profiten weniger Unternehmen erhält. Für eine solche Transformation 

braucht es nicht nur die Kontrolle über die beschriebenen Bereiche, sondern auch eine breite 

gesellschaftliche Unterstützung sowie die Einbindung weiterer relevanter Akteur:innen, die im 

Folgenden kurz vorgestellt und näher betrachtet werden. 

 

 



 

 

f. Weitere wichtige Akteur:innen 

i. E-Control 

Im Zuge der Liberalisierung des Energiemarktes wurde die Regulierungsbehörde für Strom- 

und Gaswirtschaft, E-Control, gegründet. Die Behörde ist zu 100 % im Besitz des Bundes und 

gesetzlich beauftragt, die Marktaufsicht auszuüben sowie die Rahmenbedingungen festzulegen. 

Zu ihren Aufgaben gehören unter anderem die Überprüfung und Genehmigung von 

Netzentwicklungsplänen sowie die Festlegung der Netznutzungsentgelte. Angesichts dieser 

vielfältigen Zuständigkeiten spielt E-Control eine zentrale Rolle bei einem möglichen 

Vergesellschaftungsvorhaben. In einem ersten Schritt könnten durch die Behörde demokratisch 

ausgehandelte Rahmenbedingungen für die Marktteilnehmer:innen festgelegt werden. Zudem 

ließen sich die Prozesse zur Genehmigung von Netzentwicklungsplänen und zur Festlegung der 

Netzentgelte demokratisieren, um sicherzustellen, dass die unterschiedlichen Bedürfnisse der 

betroffenen Regionen Österreichs in diese Entscheidungsprozesse einfließen. Dabei ist es 

entscheidend zu betonen, dass eine Vergesellschaftung nicht durch reine Top-Down-Eingriffe 

erreicht werden sollte. Stattdessen muss eine Transformation des Stromsektors im 

Zusammenspiel verschiedener Ebenen und durch kontinuierliche Aushandlungsprozesse 

erfolgen. Eine demokratisierte E-Control könnte hierbei eine wichtige koordinierende Rolle 

übernehmen. 

ii. Gewerkschaften 

Für die dringend benötigte Dekarbonisierung des Energiesektors ist, wie bereits erläutert, eine 

umfassende Transformation erforderlich. Dabei stellt sich insbesondere die Frage, wie mit den 

vielen Arbeiter:innen in der fossilen Industrie umgegangen wird. Allein der OMV-Konzern 

beschäftigt europaweit fast 20.000 Menschen (OMV AG, 2024). Es ist daher unerlässlich, die 

Interessen der Beschäftigten und der Gewerkschaften in die Vergesellschaftungsbestrebungen 

einzubeziehen und sie von der Notwendigkeit dieses Schrittes zu überzeugen. Obwohl 

Gewerkschaften im Zuge einer Just Transition zunehmend erkennen, dass sie eine Politik des 

gerechten Übergangs unterstützen müssen – eine Politik, die sowohl die aktuellen Bedürfnisse 

der Arbeiter:innen als auch die Notwendigkeit einer umfassenden sozioökonomischen 

Transformation in den Blick nimmt – bleibt dies eine komplexe Herausforderung, die besondere 

Aufmerksamkeit erfordert. Weiterführende Literatur zu diesem Thema bietet detaillierte 

Einblicke und Lösungsansätze (Brand, 2017; Sweeney & Treat, 2018). 

In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, dass diese Arbeit zwar primär Ansätze für eine 

Vergesellschaftung des Energiesektors in Österreich untersucht, langfristig jedoch eine 

gesamteuropäische Transformation notwendig ist. Das gegenwärtige Energiesystem wird stark 

von europäischen Richtlinien und den Bestrebungen eines einheitlichen Binnenmarktes 

geprägt. Nationale Maßnahmen, wie etwa Preiskontrollen, könnten daher auf Widerstand 

innerhalb der EU stoßen. Daher ist es unerlässlich, etwa bei der Mobilisierung von 

Gewerkschaften, die europäische Ebene einzubeziehen – insbesondere die Frage, wie 

unterschiedlich organisierte Energiesysteme koexistieren können und wie grenzübergreifend 

für ein sozial-ökologisches Energiesystem gekämpft werden kann. 



 

 

4. Schlussfolgerung 

Die vorliegende Untersuchung hat die Vergesellschaftung als mögliche Strategie für die sozial-

ökologische Transformation des Energiesektors in den Fokus gerückt. Eine Vergesellschaftung 

dieses Sektors bietet die Chance, die Profitmaximierung zu überwinden und Sektoren 

übergreifende Ansätze zu fördern, insbesondere vor dem Hintergrund bestehender 

Vergesellschaftungsbewegungen im Bereich der Daseinsvorsorge. Allerdings ist die 

Vergesellschaftung des Energiesektors, im Vergleich zu anderen Bereichen der 

Daseinsvorsorge, ein besonders komplexes Unterfangen. Dies liegt zum einen an den 

technischen Herausforderungen und zum anderen an den dezentralen Strukturen, die 

erneuerbare Energien erfordern. Zudem erfordert der Umgang mit begrenzten Ressourcen einen 

Aushandlungsprozess innerhalb des Sektors, der klärt, welche Bedürfnisse durch den 

Energieeinsatz priorisiert werden sollen. Diese Herausforderungen können nur durch 

demokratische Kontrolle und die Abkehr von der Profitmaximierung bewältigt werden. 

Die österreichische Fallstudie zeigt ein erhebliches Potenzial für eine Vergesellschaftung auf, 

da ein Großteil der relevanten Infrastrukturen bereits im öffentlichen Besitz ist. Jedoch 

erschweren die organisatorische Trennung und die Intransparenz der beteiligten Unternehmen 

ein gezieltes Eingreifen. Auch die komplexe Struktur der erneuerbaren Energieerzeugung stellt 

eine zusätzliche Herausforderung dar. Als erster Schritt bietet sich daher die Vergesellschaftung 

zentraler Unternehmen wie Verbund, OMV und Wien Energie an, da sie sowohl wichtige 

Erzeugungsanlagen als auch Netzinfrastrukturen betreiben. Zudem müssen wichtige Akteure 

wie die Regulierungsbehörde E-Control und die Gewerkschaften in diesen Prozess aktiv 

eingebunden werden. 

Die größte Hürde bleibt jedoch die starke Prägung des Energiesystems durch europäisches 

Recht, insbesondere die verpflichtende Teilnahme am Energiehandel. Dies zeigt, dass es nicht 

nur nationale, sondern auch gesamteuropäische Anstrengungen braucht, um eine 

Vergesellschaftung des Energiesektors voranzutreiben. Die Untersuchung offenbart viele 

offene Fragen und ist sich der eigenen Unvollständigkeit bewusst. Ziel war es in erster Linie, 

einen Überblick über den Status quo zu geben und mögliche Wege aufzuzeigen. Trotz der 

rechtlichen und politischen Grenzen ist klar, dass neue Strategien notwendig sind. Diese müssen 

sowohl den kurzfristigen materiellen gesellschaftlichen Bedürfnissen als auch dem 

langfristigen Ziel eines sozial-ökologischen Wandels gerecht werden. 
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